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Stellungnahme 
 
Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Re-
ferentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les zum  
 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Betriebsver-
fassungsgesetzes 
 
 
I. Einleitung 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begrüßen die Vorlage eines Geset-

zesentwurfes durch die Bundesregierung zur Vergütung von Betriebsratsmitglie-
dern. Die gesetzlichen Regelungen können entscheidend dazu beitragen, 

Rechtssicherheit und Betriebsfrieden in den Betrieben wiederherzustellen.  

Mit den geplanten Neuregelungen werden wichtige Aspekte der Rechtsprechung 
teilweise explizit in die gesetzliche Regelung des § 37 Abs. 4 BetrVG aufgenom-

men oder in der Gesetzesbegründung erwähnt. Gleichzeitig werden die Regelun-

gen in § 37 Abs. 4 BetrVG und § 78 BetrVG so angepasst, dass sie positive Anreize 
für eine passgenaue Ausgestaltung auf betrieblicher Ebene durch Betriebsver-
einbarungen setzen.  

Mit dem Gesetzesentwurf erfolgt eine 1:1 Umsetzung der Empfehlungen aus 
dem Bericht der Expertenkommission, die das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales am 15. Mai 2023 mit einem eng definierten Auftrag eingesetzt hat, 

deren Bericht am 29. September 2023 veröffentlicht wurde.  

Aus Sicht des DGB ist klar: Für die Gestaltung der Transformation brauchen wir 
handlungsfähige Betriebsräte. Sie verdienen jede Unterstützung des Gesetzge-
bers und ihrer Arbeitgeber und vor allem unsere gemeinsame Anerkennung. 

Fehlende Entwicklungsmöglichkeiten dürfen hier nicht abschrecken.  

 

II. Das Wichtigste in Kürze 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begrüßen die geplanten Neurege-
lungen. Teilweise bleiben die Regelungen aus Sicht des DGB und seiner Mit-
gliedsgewerkschaften aber hinter den Möglichkeiten. Wir verweisen insoweit auf 

unseren Reformvorschlag. Eine umfassende und moderne Reform des Betriebs-

verfassungsgesetzes, wie vom DGB vorgeschlagen, bleibt daher als wichtige Auf-
gabe bestehen. 
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Im Einzelnen 

• Der DGB begrüßt die Beibehaltung des Ehrenamtsprinzips sowie die 

klarstellende gesetzliche Bestimmung des Zeitpunkts der Amtsüber-
nahme als Zeitpunkt zur Festlegung der vergleichbaren Arbeitneh-
mer*innen und die Möglichkeit der nachträglichen Änderung aus sachli-
chen Gründen entsprechend der Rechtsprechung. 

• Positiv bewertet der DGB, dass Betriebsvereinbarungen als Mittel der 
Wahl aus der Praxis zur Festlegung vergleichbarer Arbeitnehmer*innen 

aufgegriffen werden.  

• Eine flächendeckende Verbesserung für Betriebsräte hätte allerdings er-
reicht werden können, wenn die geplanten Betriebsvereinbarungen mit-

tels Einigungsstelle erzwingbar ausgestaltet worden wären.  

• Es fehlen klarstellende Regelungen zu den Kriterien zur Bildung einer 
Vergleichsgruppe sowie zur Bestimmung der betriebsüblichen berufli-

chen Entwicklung. 

• Der DGB begrüßt die Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundes-

arbeitsgerichts zum fiktiven Beförderungsanspruch und zu möglichen 
hypothetischen Karrieren in der Gesetzesbegründung.  

• Wir hätten es als DGB begrüßt, wenn die Berücksichtigung der während 
der Betriebsratstätigkeit erworbenen Kenntnisse, Qualifikationen und 

Fähigkeiten explizit auch im Gesetzestext erwähnt worden wäre.  

 

III. Grundsätzliche Bewertung 

Insbesondere seit der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 10. Januar 

2023 (Az.: 6 StR 133/22) zur Frage der Untreue bei Verstößen gegen das betriebs-

verfassungsrechtliche Begünstigungsverbot besteht in der Praxis Rechtsunsi-
cherheit. Gehälter werden gekürzt, Dienstwagen entzogen, Freistellungen über-

prüft. Gleichzeitig werden die faktischen Benachteiligungen, die Betriebsräte 

erleiden, überhaupt nicht adressiert. Das führt dazu, dass in Zeiten der Unsicher-
heit Arbeitgeber*innen unter dem vergleichbaren Mindestentgelt bleiben und 

Benachteiligungen von Betriebsratsmitgliedern in Kauf nehmen.  

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern mehr Anerkennung für die 
verantwortungsvollen Aufgaben, die Betriebsräte leisten. Gerade in Zeiten von 
Polykrisen und des demografischen Wandels, der auch die betriebliche Interes-

senvertretung vor neue Herausforderungen stellt, brauchen wir Menschen, die 
sich in den Betrieben engagieren. Fehlende Entwicklungsmöglichkeiten dürfen 

da nicht abschrecken.  

Die eingesetzte Expertenkommission hatte den Auftrag, die aktuelle Rechtslage 

zu beleuchten und gegen die Unsicherheit, die aufgrund der BGH-Rechtspre-
chung entstand, Vorschläge zu liefern, die allerdings am Grundprinzip des Ge-

setzgebers zur Vergütung für Betriebsratsmitglieder festhalten sollten. Der nun 

ausgearbeitete Entwurf der Bundesregierung bietet für einige Fälle mehr Rechts-
sicherheit. Exzesse und Willkür werden verhindert, objektive Kriterien und Be-
triebsvereinbarungen als Mittel der Wahl gestärkt.  
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IV. Im Einzelnen 

Im Einzelnen bewerten der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften den vorlie-

genden Gesetzesentwurf wie folgt: 
 

Der neue § 37 Abs. 4 BetrVG  

Die Vorschrift des § 37 Abs. 1 BetrVG normiert das Ehrenamtsprinzip: Die Mitglie-
der des Betriebsrats führen ihr Amt unentgeltlich und eigenverantwortlich aus. 

Das sichert die Unabhängigkeit des Betriebsratsmitglieds vom Arbeitgeber und 
ist damit wesentliche Voraussetzung für eine sachgerechte Ausübung der Mitbe-

stimmungs- und Mitwirkungsrechte. Es wird ergänzt durch das umfassende Be-

nachteiligungs- und Begünstigungsverbot des § 78 BetrVG.  

Der DGB begrüßt, dass die geplanten Neuregelungen am Ehrenamtsprinzip 
festhalten. Das Ziel, die Vorgaben für die Bestimmung der mit dem Betriebsrats-

mitglied vergleichbaren Arbeitnehmer weiter zu konkretisieren und Anreize für 
mehr Transparenz zu schaffen, wird in weiten Teilen erreicht.  

Zu §37 Abs. 4 Satz 3 BetrVG [Zu Nummer 1] 

Der DGB begrüßt, dass mit dem neuen § 37 Abs. 4 S. 3 BetrVG der Zeitpunkt kon-

kretisiert wird, zu dem die vergleichbaren Arbeitnehmer*innen nach Satz 1 zu 

bestimmen sind – nämlich zum Zeitpunkt der Amtsübernahme. Dies entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts und wird daher als klarstellende 

gesetzliche Regelung begrüßt. Hierdurch wird nun noch deutlicher, dass der 
Zeitpunkt der Wahl in den Betriebsrat bzw. die Übernahme des Amtes für die Bil-

dung einer Vergleichsgruppe entscheidend ist, und nicht der Zeitpunkt der Frei-

stellung. 

Begrüßt wird außerdem, dass in der Begründung klarstellend darauf hingewie-

sen wird, dass von Regelungen sowohl nach § 38 BetrVG freigestellte Betriebs-
ratsmitglieder als auch nicht freigestellte Betriebsratsmitglieder erfasst wer-
den.  

Zudem wird begrüßt, dass in der Begründung – entsprechend der Rechtspre-

chung – darauf hingewiesen wird, dass bei Fehlen von Vergleichspersonen auf 

vergleichbare Arbeitnehmer eines anderen Betriebs abgestellt werden kann. 
Sind solche nicht vorhanden, ist auf die betriebsübliche Entwicklung der nächst-
vergleichbaren Arbeitnehmergruppe abzustellen und das Mindestentgelt nach 
§ 287 ZPO analog zu schätzen. 

Sinnvoll ist zudem, dass ebenfalls klarstellend in der gesetzlichen Formulierung 
aufgenommen wird, dass ein „sachlicher Grund“ eine Neubestimmung der 

Vergleichsgruppe erforderlich machen kann. Auch nach dem Zeitpunkt der 
Amtsübernahme können Umstände eintreten, die eine neue Bestimmung der 
Vergleichsgruppe erforderlich machen – sei es, dass das Betriebsratsmitglied 

nun die Anforderungen an eine höherdotierte Stelle erfüllt und mit dem Arbeit-

geber einen entsprechenden Veränderungsvertrag abschließt. Wie zutreffend 
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formuliert wurde, kann dies bei Nichtberücksichtigung die „gesetzliche Entgelt-
garantie leerlaufen lassen“. Auch hier wird die Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts aufgegriffen und festgeschrieben. 

Zu § 37 Abs. 4 Satz 4 und 5 BetrVG [Zu Nummer 1] 

Der DGB begrüßt, dass durch die Regelung in § 37 Abs. 4 Satz 4 und 5 BetrVG, 

Betriebsvereinbarungen als Mittel der Wahl zur Festlegung vergleichbarer Ar-
beitnehmer*innen erwähnt werden. Durch die vorgenommene Ergänzung wer-

den Anreize gesetzt, diese abzuschließen und die Vergleichbarkeit von Arbeit-

nehmer*innen transparent und dokumentiert festzulegen. Dies schafft 
Rechtssicherheit für alle Beteiligten und vermeidet Streitigkeiten und unter-
stützt die vertrauensvolle Zusammenarbeit.  

Dadurch, dass diese nur auf „grobe Fehlerhaftigkeit“ überprüfbar sind, wer-
den Anreize auch für Arbeitgeber*innen geschaffen, diese tatsächlich abzu-
schließen. Die Überprüfbarkeit auf grobe Fehlerhaftigkeit bezieht sich zum einen 

auf die Konkretisierung der Vergleichbarkeit, und zum anderen auf die Festle-
gung der Vergleichspersonen, soweit sie einvernehmlich zwischen Arbeitgeber 

und Betriebsrat erfolgt und in Textform dokumentiert ist. 

Aus Sicht des DGB sollten diese Betriebsvereinbarungen auch mittels Eini-

gungsstelle für Betriebsräte erzwingbar sein. 

Darüber hinaus wäre eine gesetzliche Klarstellung, welche Arbeitnehmer*innen 
vergleichbar sind, gut geeignet in der Praxis Rechtssicherheit auch in diesem 

Punkt zu erlangen. Im Entwurf werden keine konkreten Kriterien zur Bestim-
mung der jeweiligen Vergleichsgruppe gemacht, sondern lediglich auf die 
Rechtsprechung verwiesen. Auch fehlen klarstellende Ausführungen zur Be-

stimmung der „betriebsüblichen beruflichen Entwicklung“. Hier muss das 
Betriebsratsmitglied, so wie bislang, die betriebsübliche Entwicklung darlegen 

und hat diesbezüglich lediglich einen gerichtlich schwer durchsetzbaren Aus-

kunftsanspruch. 

Positiv ist, dass den Betriebsparteien ein Beurteilungsspielraum bei der Bildung 

der konkreten, auf das einzelne Betriebsratsmitglied zu beziehenden Vergleichs-
gruppe bleibt. Der Beurteilungsspielraum ist erst dann überschritten, wenn das 

Auswahlermessen grob fehlerhaft ist. Dies ist laut Begründung dann der Fall, 
wenn die in der Betriebsvereinbarung aufgestellten Vergleichsgruppenkriterien 

missachtet werden und damit die Bildung der Vergleichsgruppe offensichtlich 
unzulänglich ist. Ein Beurteilungsspielraum ermöglicht eine passgenaue be-
triebliche Lösung. 

Zu § 78 Satz 3 BetrVG [Zu Nummer 2] 

Nach dem umfassenden allgemeinen Benachteiligungs- und Begünstigungsver-
bot des § 78 S. 2 BetrVG dürfen die Mitglieder des Betriebsrats wegen ihrer Be-

triebsratstätigkeit weder benachteiligt noch begünstigt werden; dies gilt auch 

für ihre berufliche Entwicklung.  
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Durch den Gesetzesentwurf der Bundesregierung wird klargestellt, dass eine Be-
nachteiligung oder Begünstigung im Hinblick auf das gezahlte Entgelt nicht vor-
liegt, wenn jeweilige Amtsträger*innen in ihrer Person die für die Gewährung des 
Entgelts erforderlichen betrieblichen Anforderungen und Kriterien erfüllt und 

die Festlegung nicht ermessensfehlerhaft erfolgt. 

Bewertung 

Der DGB begrüßt, dass die bestehende Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-

richts zum fiktiven Beförderungsanspruch und zu hypothetischen Karrieren 

explizit im Vorschlag aufgegriffen wird, was auch weit verbreiteter Praxis ent-
spricht. So wird eine sachwidrige Benachteiligung der Betriebsräte vermieden. 

Wir hätten es als DGB begrüßt, wenn die Berücksichtigung der während der 
Betriebsratstätigkeit erworbenen Kenntnisse, Qualifikationen und Fähig-
keiten explizit auch im Gesetzestext erwähnt worden wäre.  

Mit dem Reformentwurf zu einer modernen Betriebsverfassung haben der DGB 
und seine Mitgliedsgewerkschaften eine Ergänzung des § 37 Abs. 4 BetrVG vor-

geschlagen, wonach „bei der Bemessung des Arbeitsentgelts und der allgemei-
nen Zuwendungen [...] auch die bei Wahrnehmung der Betriebsratstätigkeit er-

worbenen Qualifikationen und Erfahrungen wie auch die auf Dauer 

wahrgenommenen Aufgaben zu berücksichtigen [sind]“. Diese umfassende Be-

rücksichtigung der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten durch die Betriebs-

ratstätigkeit wird durch den vorliegenden Gesetzesentwurf der Bundesregierung 

nur in geringen Teilen erreicht. Eine solche wäre besser geeignet gewesen, um 
die Attraktivität des Betriebsratsamts zu erhalten und Arbeitnehmer*innen, die 

sich dazu bereit erklären, die anspruchsvolle Betriebsratstätigkeit auszuführen, 

nicht von beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten abzuschneiden.  


